
 
14.417 s Pa. IV. Nachbesserung der Pflegefinanzierung - Vernehmlassung 

Sehr geehrter Herr Präsident 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Wir danken Ihnen für die Zustellung der Unterlagen zur Vernehmlassung. Gerne 
nehmen wir zu den von der SGK-S vorgeschlagenen Anpassungen im KVG Stel-
lung. 

 

Allgemeine Bemerkungen 

Die SP Schweiz begrüsst die Absicht der SGK-S, eine für die Finanzierung der 
Langzeitpflege wichtige Nachbesserung im KVG vorzunehmen. Es ist erfreulich, 
wenn in Bezug auf die Zuständigkeit für die Restfinanzierung endlich Klarheit 
geschaffen wird. Der Entscheid ist richtig, dass der bisherige Wohnsitzkanton 
zuständig ist, einerseits, weil so die freie Wohnsitzwahl auch für pflegebedürftige 
Personen gewährleistet ist, andererseits, weil diese Regelung zu einer Kohärenz 
mit der Sozialhilfe und den Ergänzungsleistungen führt. 

 

Verbleibende Restkosten bei abweichenden Beiträgen 

Zwar lässt sie diesen Punkt offen, doch geht die SGK-S offenbar davon aus, 
dass eine allfällig verbleibende Differenz durch die pflegebedürftige Person zu 
tragen sein wird, falls im Standortkanton des Pflegeheims höhere Restkosten 
anfallen als im ursprünglichen Wohnsitzkanton. Damit ist die SP Schweiz nicht 
einverstanden. Zum einen verstösst eine Selbstbeteiligung der Versicherten, die 
20% des Pflegebeitrags der Krankenkassen übersteigt, gegen das KVG. Zum 
anderen gibt es auch Fälle, wo die Restkosten im Pflegeheimkanton tiefer sind 
als im Herkunftskanton, so dass aus Sicht der Kantone ein gewisser Ausgleich 
gegeben ist. In der ambulanten Pflege kann der Spitex für Einsätze bei ausser-
kantonalen Patientinnen und Patienten allerdings ein hoher administrativer Auf-
wand entstehen, wenn keine etablierten Abläufe mit dem Herkunftskanton (oder 
den Gemeinden) bestehen. Deshalb müssen in der Praxis die ausserkantonalen 
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ambulanten Patientinnen und Patienten zuerst selber die Spitex-Rechnung be-
zahlen und anschliessend eine Rückvergütung aus ihrem Herkunftskanton oder 
ihrer Herkunftsgemeinde beantragen, was für pflegebedürftige Menschen bzw. 
ihre Angehörigen keine zumutbare Lösung ist. Hier liegt es an den Kantonen, 
entsprechende Massnahmen zu treffen (z.B. zentraler Rechnungseingang), da-
mit die Abrechnung der Kantonsbeiträge auch über die Kantonsgrenzen hinaus 
unkompliziert erfolgen kann. 

 

Die SP Schweiz befürwortet in der stationären und ambulanten Langzeit-Pflege 
eine Übernahme der Restkosten, wie sie im Standortkanton des Pflegeheims 
anfallen, durch den Herkunftskanton. 

 

Weitere Problembereiche 

Akut- und Übergangspflege 

Die SP Schweiz bedauert, dass die SGK-S die Akut- und Übergangspflege aus-
geklammert hat, obwohl auch hier ein dringender Nachbesserungsbedarf be-
steht. So hat die kurze Dauer und der Ausschluss der Betreuungs- und Hotelle-
riekosten dazu geführt, dass die AÜP in vielen Kantonen bedeutungslos ist und 
die Chancen, die sich dadurch für die Rehabilitation und Reintegration der pfle-
gebedürftigen Patientinnen und Patienten bieten, nicht genutzt werden. 

 

Die SP Schweiz fordert eine Neuordnung der Akut- und Übergangspflege mit 
folgenden Regelungen: 

• Verlängerung auf sechs Wochen und Möglichkeit einer einmaligen wei-
teren Verlängerung um sechs Wochen 

• Übernahme der Leistungen nach den Regeln der Spitalfinanzierung 
(45% OKP, 55% Kantone) unter Einbezug der Hotellerie- und Betreu-
ungskosten. 

 

Mit der Annahme der Pa.Iv. 14.448 (Humbel) hat die SGK-N am 13. November 
2015 bereits einen Schritt in die richtige Richtung unternommen. 

 

Beitrag der Krankenversicherung 

Die SGK-S sieht keinen gesetzgeberischen Handlungsbedarf, um die Beiträge 
der OKP an die Pflege allenfalls anpassen zu können. Die SP Schweiz ist damit 
einverstanden, dass hierzu keine gesetzlichen Änderungen vorgenommen wer-
den, fordert jedoch den Bundesrat dazu auf, seinen diesbezüglichen Hand-
lungsspielraum zu nutzen und die Pflegebeiträge periodisch an die Kosten- und 
Preisentwicklung im Gesundheitswesen anzupassen.  

 

Instrumente zur Pflegebedarfsermittlung 

Die SP Schweiz nimmt mit Befremden zur Kenntnis, dass die Kantone sich Ende 
2014 aus den Projektarbeiten zur Kalibrierung der verschiedenen Systeme zur 
Pflegebedarfsermittlung zurückgezogen haben. Sie erwartet vom Bundesrat, 
dass er aktiv wird und eine Kalibrierung der vorhandenen Instrumente vornimmt, 
so dass gleiche Pflegesituationen in allen Kantonen gleich vergütet werden kön-
nen. In der ambulanten Pflege braucht es zudem ein praktikables und schweiz-
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weit anzuwendendes Instrument für Assessments zur Einschätzung der Pflege-
bedürftigkeit. 

 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 

Freundliche Grüsse 
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